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Essay
Eine Außensicht von mittendrin: Vom schweizerischen Umgang mit Europa

MICHAEL HERMANN

Die Schweiz liegt im Herzen Europas 
und ist doch nicht Teil davon. Dies ist, 
auf einen kurzen Nenner gebracht, das 
schweizerische Selbstbild in Bezug auf 
das Verhältnis zu Europa. In geogra-
phisch-kultureller Hinsicht sehen sich 
viele Schweizerinnen und Schweizer als 
Teil des europäischen Herzlands. Geht 
es dagegen um das in der EU instituti-
onalisierte Europa, so ist die Schweiz 
nicht einfach Nicht-Mitglied, sondern 
das Nicht-Teil-von-Europa-sein gehört 
fast schon zum Kern der helvetischen 
Identität. 

Die Symbolik der Abgrenzung
Die verbreitete Skepsis gegen die politi-
sche Integration Europas fußt tief in der 
Geschichte der Eidgenossenschaft. Die 
Schweiz ist keine Nation im klassischen 
Verständnis des 19. Jahrhunderts. Das 
Land ist nicht nur konfessionell geteilt, 
sondern besteht aus vier Sprachregio-
nen, von denen drei kulturell eng mit 
ihren, die gleiche Sprache teilenden, 
Nachbarländern verknüpft sind. Anders 
als Deutschland oder Frankreich konnte 
die Eidgenossenschaft ihre Identität nie 
an einem Volk oder einer gemeinsamen 
Kultur festmachen, sondern musste sich 
hierfür eine andere Basis schaffen. Statt 
als Kultur- begreift sich die Schweiz 
als Willensnation, die ihre Existenz ei-
ner aktiven, die kulturellen Gegensät-
ze überwindenden, Willensleistung zu 
verdanken hat. Entsprechend beziehen 
sich die nationalen Symbole und Mythen 
nicht auf eine Sprache oder eine gemein-
same Kulturtradition, sondern auf den 
geteilten Willen zur Unabhängigkeit und 
an der Abgrenzung gegenüber großen, 
übergeordneten Herrschaftsstrukturen 
(vgl. VILLIGER 2009). Das politische Sich-
Abgrenzen bildet gewissermassen die 
Raison d’être des Landes. In der zweiten 
Hälfte des 19. Jahrhunderts, als ganz Eu-
ropa von großen nationalen Bewegungen 
in Atem gehalten wurde, intensivierte 
sich auch hierzulande die Suche nach 
Traditionen und Erzählungen, mit denen 
das vielgestaltige Land zu einer Nation 

geformt werden konnte. Es war erst in 
dieser Zeit, als in der Alpenrepublik die 
Sage des Freiheitskämpfers Wilhelm Tell 
zum nationalen Mythos erhoben und die 
immerwährende bewaffnete Neutralität 
zu einer ins 16. Jahrhundert zurückrei-
chenden Tradition überhöht wurde. 

Zu echten Belastungsproben für den 
nationalen Zusammenhalt entwickelten 
sich der Deutsch-Französischen Krieg 
1870/71 und später der 1. Weltkrieg und 
zwar deshalb, weil sich die Loyalitäten 
sprachregional aufteilten: die franko-
phone Schweiz hielt es mit Frankreich, 
die Deutschschweiz mit Deutschland. 
Diesen Krisen folgte jeweils ein forcier-
ter Neutralitäts- und Abgrenzungsdis-
kurs, der die dazugehörende Abgren-
zungsmentalität immer tiefer ins eidge-
nössische Selbstverständnis eingraben 
ließ. Dies umso mehr, als sich unter der 
Bedrohung Nazi-Deutschlands und dann 
im Kalten Krieg alle Sprachregionen auf 
derselben politischen Seite wiederfanden 
und „Reduit-Denken“ und „Igelmentali-
tät“ zu eigentlichen nationalen Leitbil-
dern wurden. Die ursprünglich aus po-
litischer Opportunität durch die Eliten 
forcierte Abgrenzungsmentalität entzog 
sich dabei immer mehr der politischen 
Steuerung. Als die politische Führung 
unter dem Eindruck des aufziehenden 
Ost-West-Tauwetters einen Kurswechsel 
zu einer vermehrten internationalen Ko-
operation einleiten wollte, ließ sich der 
Glaube an die alten Gewissheiten nicht 
einfach austreiben. So erlebte die Re-
gierung bei ihren zaghaften Öffnungs-
schritten bei der Abstimmung für einen 
UNO-Beitritt von 1986 ein erstes Deba-
kel; als die politischen und wirtschaftli-
chen Eliten die Schweiz 1992 schließlich 
in den Europäischen Wirtschaftsraum 
(EWR) führen wollten, folgte mit dem 
Nein durch die Stimmbevölkerung das 
nächste Scheitern.

Mit dem Ende des Kalten Kriegs ver-
lor das für die schweizerische Identität 
zentrale Konzept der Neutralität zuneh-
mend an politischer Relevanz. Die Zu-
stimmung zur Neutralität ist zwar bis 

heute unverändert hoch, doch ohne den 
Ost-West-Gegensatz hat das außenpoliti-
sche Konzept seine Bezugspunkte verlo-
ren (FANZUN u. LEHMANN 2000, S. 77-78). 
Neutralsein kann nur, wer sich zwischen 
zwei antagonistischen Blöcken befi ndet, 
doch in der heutigen multilateralen Welt 
gibt es diese Blöcke nicht mehr. Die 
Lücke, welche das verblassende Neu-
tralitätskonzept hinterlassen hat, wird 
heute mehr und mehr durch den symbo-
lisch aufgeladenen Abgrenzungsdiskurs 
gegenüber der EU gefüllt. Die über-
mächtige, als bürokratisches Ungeheuer 
erscheinende Union, welche die Souve-
ränität ihrer Mitgliedstaaten zu unter-
graben versuche, passt auf ideale Weise 
zu den im 19. Jahrhundert geschaffenen 
nationalen Mythen der Eidgenossen-
schaft. Wie schon damals wird auch 
heute auf das Prinzip der nachträglichen 
Traditionsbildung zurückgegriffen und 
der „Abwehrkampf“ gegen die EU wird 
argumentativ in eine Reihe gestellt mit 
dem Ringen um Unabhängigkeit von 
der habsburgischen Herrschaft im Spät-
mittelalter und später vom Deutschen 
Reich, von dem sich die Eidgenossen-
schaft in der Neuzeit Schritt für Schritt 
emanzipierte.  

Wirtschaftspolitische Pragmatik
Der Unabhängigkeits- und Abgren-
zungs-Diskurs bildet einen zentralen 
Bestandteil der nationalen Identitäts-
stiftung des „Vielvölkerstaats“ Schweiz 
und entfaltet deshalb seine Wirkung 
vor allem auf symbolischer Ebene. In 
wirtschaftlicher und gesellschaftlicher 
Hinsicht ist die Schweiz als kleine, of-
fene Volkswirtschaft jedoch ausgespro-
chen international ausgerichtet. Anders 
als beispielsweise Dänemark, dessen 
Abgrenzungs-Diskurs sich in einer re-
striktiven Zuwanderungspolitik nie-
derschlägt, hat die Schweiz eine starke 
Zuwanderungstradition, die bis heute 
hochgehalten wird. Die Stimmbevölke-
rung sorgt zwar immer wieder mit res-
triktiven Abstimmungsentscheiden wie 
dem Minarett-Verbot oder der Initiative 
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für die Ausweisung krimineller Auslän-
der für internationales Aufsehen, Vorla-
gen für eine Zuwanderungsbegrenzung 
haben jedoch keine Chance.

Nicht nur wirtschaftlich, sondern 
auch politisch war die Schweiz immer 
schon intensiv mit den Nachbarländern 
vernetzt. Bis ins 19. Jahrhundert stand 
die Eidgenossenschaft mehr oder we-
niger unter der Protektion Frankreichs 
und im Zweiten Weltkrieg kooperier-
te das eingekesselte Land wirtschaft-
lich stark mit den Achsenmächten (IM 
HOF 2007). Heute ist die Eidgenossen-
schaft trotz formeller Nicht-Mitglied-
schaft aufs Intensivste mit der EU ver-
fl ochten. In sechs Volksabstimmungen 
(2000-2009) hieß die Stimmbevölke-
rung weitgehende sachpolitische In-
tegrationsschritte im Rahmen des so 
genannten Bilateralen Wegs gut; die 
Schweizer Bevölkerung war sogar be-
reit, die volle Personenfreizügigkeit 
mit allen EU-Ländern einzuführen. 
Die Bevölkerungsmehrheit ist sich der 
politischen und ökonomischen Realitä-
ten auf dem europäischen Subkontinent 
sehr wohl bewusst und weiß, dass sie 
sich mit der übermächtigen EU arran-
gieren muss. Dabei nimmt sie in Kauf, 
dass ein großer Teil der europäischen 
Gesetzgebung ohne Mitspracherecht 
übernommen wird. Offensichtlich wird 
von einer klaren Mehrheit der Bevölke-
rung die symbolische Unabhängigkeit 
höher gewichtet als die Möglichkeit zur 
politischen Mitwirkung im Rahmen der 
EU-Institutionen.

Entscheidend für das Verhältnis 
Schweiz-EU ist aber längst nicht nur 
die Symbolik der nationalen Unabhän-
gigkeit. Eine zentrale Rolle spielt viel-
mehr der vom kollektiven Gedächtnis 
getragene Erfahrungsschatz. Mit ihrem 
Doppelspiel von betonter politisch-sym-
bolischer Unabhängigkeit und geräusch-
loser wirtschaftspolitischer Kooperation 
ist der Alpenstaat in der Regel sehr gut 
gefahren. So hatte das Land zwei Welt-
kriege überstanden, und so konnte es 
trotz demonstrativer Neutralität im Kal-
ten Krieg die Westbindung vorantreiben 
und weltweiten Handel betreiben. Noch 
in den 1990er-Jahren herrschte unter den 
politischen Eliten die Vorstellung, dass 
der EU-Beitritt der Schweiz nur eine Fra-
ge der Zeit sei. In den vergangenen zehn 
Jahren hat sich diese Gewissheit jedoch 
mehr und mehr verfl üchtigt. Zu erfolg-
reich hat sich das Land im Rahmen der 
Bilateralen Abkommen mit der EU ar-

rangiert, zu stark hat sich die Wirtschaft 
hierzulande entwickelt und zu krisenan-
fällig hat sich die Union präsentiert, als 
dass sich eine Mehrheit der Bevölkerung 
gegenwärtig überhaupt auf eine Debatte 
über einen allfälligen EU-Beitritt einlas-
sen würde.

Überlegenheitsgefühl und Minder-
wertigkeitskomplex
So sehr der Abgrenzungs-Diskurs auch 
das politische Selbstverständnis der 
Schweizerinnen und Schweizer prägt, so 
sehr ist Europa ihr zentrales kulturelles 
Bezugssystem. Dies wird immer wie-
der sichtbar, wenn globale Gegensätze 
im Fokus stehen. In der Abwehrhaltung 
gegenüber dem Islam, in der Verurtei-
lung von Genitalverstümmelungen oder 
in der kritischen Beurteilung des US-
Amerikanischen Unilateralismus’ kippt 
die Perspektive mühelos von der europä-
ischen Außsen-, zur Innensicht.

Die enge kulturelle Verfl echtung 
mit Europa oder zumindest mit den eu-
ropäischen Nachbarländern zeigt sich 
jedoch auch auf einer anderen Ebe-
ne. So werden in der Deutschschweiz 
typischerweise kaum Westschweizer 
Medien konsumiert – und umgekehrt. 
Die Menschen leben zwar in einem 
Land, haben in ihrem Alltag jedoch 
kaum Berührungspunkte über die ei-
gene Sprachregion hinaus. Ganz anders 
verhält es sich dagegen mit den benach-
barten sprachlichen  Mutterländern 
Deutschland, Frankreich und Italien. 
In der Deutschschweiz gehören deut-
sche Wochentitel wie „Der Spiegel“ 
oder „Die Zeit“ zu den einfl ussreichen 
Nachrichtenquellen, und deutsches 
Fernsehen wird ebenso selbstverständ-
lich konsumiert wie schweizerisches. 
In der Romandie informiert sich die 
Bevölkerung mittels der meinungsbil-
denden französischen Zeitungen wie 
„Le Monde“, und die Tessiner Bevölke-
rung ist medial nach Italien orientiert. 
Daraus folgt, dass innenpolitische und 
gesellschaftliche Debatten der sprach-
lichen Mutterländer fast eins-zu-eins 
auf den jeweiligen sprachregionalen 
Diskurs übertragen werden. Exempla-
risch dafür sind die von Eva Herman 
oder von Thilo Sarrazin angestoßenen 
Debatten: Bei Letzterem war dies be-
sonders bemerkenswert, denn die Zu-
wanderungsstruktur ist hierzulande 
eine ganz andere als in Deutschland. So 
stammen in der Schweiz im Gegensatz 
zu Deutschland weniger als 20 Prozent 

der aktuellen Zuwanderer aus dem is-
lamischen Raum. Aus den fernen Ver-
einigten Staaten sind in den letzten 
Jahren mehr Menschen in die Schweiz 
eingewandert als aus der Türkei, und 
im Schnitt haben die zugewanderten 
US-Amerikanerinnen mehr Kinder als 
die Türkinnen (eigene Berechnung). 
Gleichwohl prägten im Spätsommer 
2010 absurderweise plötzlich die Re-
alitäten von Berlin-Neukölln und von 
einer sich rasant vermehrenden islami-
schen Minderheit die innenpolitische 
Debatte der Deutschschweiz.

Auch auf kultureller Ebene ist das 
Verhältnis Schweiz-Europa von wi-
derstrebenden Empfi ndungen geprägt. 
Die starke kulturelle Verfl echtung ist 
jedoch nur eine Facette, nicht weniger 
bedeutsam für das Verhältnis ist ein 
heimlich kultiviertes kulturelles Über-
legenheitsgefühl auf schweizerischer 
Seite. Seit der frühen Neuzeit hatte die 
Schweiz fast alle europäischen Kriege 
weitgehend unbehelligt überstanden. 
Es war jedoch insbesondere das wun-
dersame Überstehen des Zweiten Welt-
kriegs inmitten von Europa als eigen-
ständige Nation, das hierzulande den 
Eindruck von Unverwundbarkeit und 
zu einem gewissen Grad auch Auser-
wähltheit entstehen ließ: Der Sonderfall 
Schweiz war geboren. Die unversehrte 
Schweiz startete so bereits mit einem 
Vorsprung ins Wirtschaftswunder der 
Nachkriegszeit und entwickelt sich im 
Verlaufe des Kalten Kriegs immer mehr 
zu einer Wohlstandsinsel in Europa. 
Der Eindruck, über eine bessere In-
frastruktur zu verfügen und eine gerin-
gere Arbeitslosenrate zu haben als das 
übrige Europa, waren weitere Faktoren 
für die Entwicklung eines Gefühls der 
Überlegenheit. Schließlich begründete 
das ganz eigene politische System mit 
seiner stark ausgebauten Direktdemo-
kratie, seiner Kultur der Konkordanz 
und seiner zumindest symbolischen 
Unabhängigkeit gegenüber der EU die 
Selbstwahrnehmung der Schweiz als et-
was Außergewöhnlichem. Alles zusam-
men begründet eine Haltung, die in An-
lehnung an den „American Exceptiona-
lism“ als Schweizer Exzeptionalismus 
bezeichnet werden kann. Das Gefühl 
eines überlegenen Andersseins bildet in 
beiden Fällen die Basis für eine wahr-
genommene kulturelle Differenz zu den 
anderen Nationen der westlichen Welt.

Im Gegensatz zum amerikanischen 
ist der schweizerische Exzeptionalis-
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mus jedoch voll von Ambivalenz. Die 
mit einer gewissen Provinzialität ver-
bundene Kleinheit des Landes, seine 
relative politische Bedeutungslosigkeit 
und die erwähnte kulturelle Dominanz 
und sprachliche Überlegenheit der be-
nachbarten sprachlichen Mutterländer 
Deutschland, Frankreich und Italien 
führen dazu, dass das schweizerische 
Überlegenheitsgefühl von einem laten-
ten Minderwertigkeitskomplex beglei-
tet wird. Es ist diese spezielle Mischung 
von Über- und Unterlegenheitsgefüh-
len, die dazu führt, dass Schweizer und 
Schweizerinnen ausgesprochen gierig 
sind für Lob von Außen und ausgespro-
chen empfi ndlich auf Kritik reagieren. 
In den letzten Jahren stimmte Selbstbild 
und Außensicht verschiedentlich nicht 
überein: So ging ein Sturm der Entrüs-
tung durch das Land, als der deutsche 
Finanzminister Peer Steinbrück die 
Schweizer mit Indianern verglich, die 
man mit der bloßen Präsenz der Kaval-
lerie einschüchtern könne (NZZ 2009). 
Es ist diese Ambivalenz, die dazu führt, 
dass sich das Land sehr eigenständig 
gibt, und trotzdem sehr empfi ndlich auf 
ausländisches Lob und ausländischen 
Tadel reagiert.

Die Defi nitionsmacht der Europä-
ischen Union
Die Mehrschichtigkeit und Ambiva-
lenz, die das Verhältnis der Schweiz 
zu Europa und zur Europäischen Union 
prägen, werden heute mehr und mehr 
herausgefordert von einer sich dyna-
misch entwickelnden Union. Trotz aller 
Rückschläge und trotz der unterschätz-
ten Beharrungskraft der Nationalstaa-
ten, bestimmt die EU immer mehr die 
europäischen Realitäten und trägt we-
sentlich zur europäischen Identitätsfort-
bildung bei (CLARK u. JONES 2008). Der 
Gegensatz zwischen der politisch-insti-
tutionellen und der geographisch-kultu-
rellen Dimension Europas, der für das 
schweizerische Selbstverständnis von 
großer Bedeutung ist, hat sich längst 
verwischt. Die EU ist auf dem europä-
ischen Subkontinent derart omnipotent, 
dass Nicht-Mitgliedstaaten wie Nor-
wegen, Serbien oder die Schweiz prob-
lemlos unter „ferner liefen“ mitbehan-
delt werden können. Nicht unter dieser 
Rubrik fi gurieren jedoch Russland und 
die Türkei: Diese beiden geopolitischen 
Schwergewichte besitzen aufgrund ih-
rer geographischen Lage und ihrer Ge-
schichte eher eine eurasische als eine 

europäische Identität und können des-
halb der EU die Defi nitionsmacht über 
Europa nicht streitig machen (BIALA-
SIEWICZ et al. 2009, S. 80, 83). Die Eu-
ropäische Union hat nur schon deshalb 
eine eminente Defi nitionsmacht darü-
ber, was Europa und was europäisch ist, 
weil sie das „Label“ Europa für sich zu-
mindest de facto monopolisiert. 

Die Verschmelzung der institutio-
nellen und der geographischen Ebene 
zeigt sich im Alltag wohl nirgendwo 
so deutlich wie im Bereich der länder-
vergleichenden Statistik. Das instituti-
onalisierte Europa defi niert mit seinen 
Statistiken den geographischen Umfang 
Europas. Ländervergleiche zur Demo-
graphie, zur Wirtschaftslage, zu schu-
lischen Leistungen usw. werden in der 
Regel für die EU-Mitgliedstaaten publi-
ziert. Die europäische Realität ist heute 
die Realität jener Teile Europas, die in 
den Statistiken abgebildet sind. Dies 
gilt nicht nur für die innereuropäische, 
sondern ebenso für die globale Perspek-
tive, wobei die Leistungsdaten der EU 
als synonym für die Verhältnisse in Eu-
ropa gelesen werden.  

In typisch pragmatischer Manier hat 
sich die Schweiz in diese europäischen 
Realitäten eingefügt. Auch als Nicht-
EU-Mitglied hat die Alpenrepublik ihre 
Strukturerhebungen den EU-Normen 
angepasst und mittels Bilateraler Ver-
träge die Teilnahme an den Programmen 
von EUROSTAT gesichert. In vielen 
Europakarten hat das ehemalige weiße 
Loch zwischen Deutschland und Itali-
en deshalb Farbe erhalten. Die Schweiz 
kann ein noch so überzeugtes Nicht-
Mitglied der EU sein, der europäischen 
Wirklichkeitsproduktion kann und will 
sie sich nicht entziehen.

Die Defi nitionsmacht der EU impli-
ziert, dass sich das Gesicht Europas mit 
dem Wachstum der Union verändert. 
Nach der anfänglichen Erweiterung 
Richtung Süden hat sich das Zentrum 
Europas mehr und mehr Richtung Os-
ten verlagert (vgl. PAASI 2005, S. 582). 
Im Schweizerischen Umgang mit Eu-
ropa wird dies mehr und mehr zu einer 
Herausforderung werden. Eher auf der 
symbolischen als auf der materiellen 
Ebene bedeutsam ist zunächst, dass 
sich mit der Osterweiterung das Bild 
von Europa verändert hat. Wie ein-
gangs formuliert, ist die Schweiz in 
ihrem Selbstverständnis ein Land im 
Herzen Europas. Tatsächlich liegt das 
Land vor allem im Herzen Westeuropas 

und nahm deshalb im Gefüge der alten 
Europäischen Gemeinschaft einen zen-
tralen Platz ein, auch ohne Mitglied zu 
sein. Mit der Verlagerung des Zen trums 
nach Osten, angetrieben einerseits 
durch die Aufnahme neuer Mitglieder, 
andererseits auch durch die in Osteuro-
pa stattfi ndenden wirtschaftlichen Auf-
holprozesse, hat die Lage der Schweiz 
im europäischen Machtgefüge relativ an 
Zentralität verloren. Mit jedem neuen 
Mitglied verliert die Schweiz aber auch 
ganz grundsätzlich an Bedeutung für 
die momentan vor allem mit sich selbst 
beschäftigte europäische Staatenge-
meinschaft. Das traditionelle nachbar-
schaftliche Wohlwollen, das die alten 
westeuropäischen EU-Schwergewichte 
der Eidgenossenschaft und ihrem Son-
derweg immer entgegengebrachten, 
kann das Land von den neuen Mitglied-
staaten, die sich selbst den strengen 
Aufnahmebedingungen unterwerfen 
mussten, nicht erwarten. Diese neue 
Machtbalance wurde mit dem Vertrag 
von Lissabon institutionalisiert – eine 
Sonderbehandlung der Schweiz wird so 
je länger je unrealistischer. Das schwei-
zerische Erfolgsrezept des Doppelspiels 
von symbolischer Abgrenzung und 
pragmatischer Teilnahme muss dabei 
mit immer engeren Handlungsspielräu-
men auskommen. Sicher ist, dass die 
Eidgenossen alles daran setzen werden, 
ihren Sonderweg weiter zu gehen. Si-
cher ist auch, dass hierzulande letztlich 
der von wirtschaftlicher Rationalität ge-
triebene Pragmatismus immer über der 
Symbolik steht und die Symbolik bei 
Bedarf sehr schnell auf neue Realitäten 
angepasst werden kann. 
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„Namen sind Schall und Rauch“, so sagt man. Das gilt umso 

mehr, wenn es um geographische Namen in Gebieten geht, in 

denen sich ein vollständiger Bevölkerungstausch vollzogen hat, 

und die früheren Namen von der neuen ansässigen Bevölkerung 

nicht mehr verwendet werden. Das gilt auch für die einstige 

Provinz Ostpreußen, wo seit über einem halben Jahrhundert Polen, 

Russen und Litauer eine neue Heimat gefunden haben. Die alten 

deutschen Bezeichnungen geraten immer mehr in Vergessenheit, 

wenn sie nicht im kollektiven Geschichtsbewusstsein fest verankert 

sind (z.B. Ermland oder Memelland) oder sich die Touristik ihrer 

bedient (z.B. Masuren oder Kurische Nehrung).

Dieses Buch betritt Neuland. Während man heute in zahlreichen 

Wörterbüchern und Lexika die Orts-, Fluss- oder Seennamen 

der historischen deutschen Gebiete in den verschiedenen 

Sprachen nachschlagen kann, fehlt ein solches Werk für die 

Landschaftsnamen. Mit diesem Verzeichnis will der Autor die 

deutsche Öffentlichkeit dafür sensibilisieren, dass die Namen 

ein Teil des historischen Kulturerbes sind. Doch als Geograph 

geht es dem Verfasser darüber hinaus um eine landeskundliche 

Beschreibung und um eine möglichst exakte Abgrenzung der 

Landschaften. Ein Buch nicht nur für die „Erlebnisgeneration“, 

sondern für jeden, der sich mit der Geschichte und der Landesnatur 

Ostpreußens beschäftigt.
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